
Zweite Verordnung der Landesregierung zur Änderung der Corona-Verordnung 

 

Vom 17. April 2021 

 

Auf Grund von § 32 in Verbindung mit §§ 28 bis 31 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vom 

20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. März 2021 

(BGBl. I S. 370) geändert worden ist, wird verordnet: 

 

 

Artikel 1 

Die Corona-Verordnung vom 27. März 2021 (GBl. S. 343), die durch Artikel 1 der Verord-

nung vom 8. April 2021 (notverkündet gemäß § 4 des Verkündungsgesetzes und im Inter-

net abrufbar unter https://www.baden-wuerttemberg.de/corona-verordnung) geändert wor-

den ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. § 2 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

 

„(3) Die Abstandsregel gilt nicht für die in § 16 Absatz 1 Nummer 1 genannten Ein-

richtungen, mit Ausnahme von Schulen.“. 

 

2. § 4a wird wie folgt geändert: 

 

a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Schnelltests“ die Wörter „, geimpfte 

und genesene Personen“ eingefügt. 

 

 b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

 

 c) Folgende Absätze 2 und 3 werden angefügt: 

   

 „(2) Als geimpfte Personen im Sinne dieser Verordnung oder von aufgrund die-

ser Verordnung erlassenen Regelungen gelten alle Personen, die eine seit min-

destens 14 Tagen abgeschlossene Impfung mittels Impfdokumentation im Sinne 

des § 22 Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vorweisen können. Als 

abgeschlossene Impfung im Sinne dieser Verordnung oder von aufgrund dieser 

Verordnung erlassenen Regelungen gilt jede mit einem in der Europäischen 



Union zugelassenen Impfstoff gemäß der empfohlenen Impfserie vorgenom-

mene Impfung gegen die COVID-19-Krankheit. Bei Impfstoffen, die mehr als 

eine Impfdosis benötigen, gilt die Impfung für Personen, die mit mindestens ei-

ner Impfdosis geimpft sind, als abgeschlossen, sofern diese Personen zuvor be-

reits selbst positiv getestet waren und sie über einen Nachweis über eine durch 

PCR-Test bestätigte Infektion mit dem Coronavirus verfügen; darüber hinaus gilt 

eine Impfung als gemäß der empfohlenen Impfserie abgeschlossen, wenn eine 

Abweichung durch die Ständige Impfkommission des Robert Koch-Instituts an-

erkannt wird. 

 

(3) Als genesene Personen im Sinne dieser Verordnung oder von aufgrund die-

ser Verordnung erlassenen Regelungen gelten alle Personen, die bereits selbst 

positiv getestet waren, sofern sie über einen Nachweis über eine durch PCR-

Test bestätigte Infektion mit dem Coronavirus verfügen und keiner darauf beru-

henden Absonderungspflicht mehr unterliegen. Die nachgewiesene Infektion 

darf höchstens sechs Monate zurückliegen.“. 

 

3. § 6 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

 

a) Nach den Wörtern „durch den zur Datenverarbeitung Verpflichteten“ werden die 

Wörter „im Wege einer gesicherten Übermittlung“ eingefügt. 

 

b) Folgende Sätze 2 bis 4 werden angefügt: 

 

„Die Ende-zu-Ende-verschlüsselte Form muss die Übermittlung der Daten an 

das Gesundheitsamt für einen Zeitraum von vier Wochen ermöglichen. Soweit 

die Datenverarbeitung auf diese Weise erfolgt, gilt Absatz 2 mit der Maßgabe, 

dass der zur Datenverarbeitung Verpflichtete nur sicherstellen muss, dass die 

Anwesenheit jeder Person von der digitalen Anwendung erfasst und gespeichert 

wird, sofern die digitale Anwendung die Eingabe der in Absatz 1 genannten Da-

tenarten verlangt. Wird eine Datenverarbeitung nach Satz 1 vorgesehen, ist al-

ternativ eine analoge Erhebung von Kontaktdaten der betroffenen Person zu er-

möglichen.“. 

 

4. § 7 Absatz 1 Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

 



„4. die entgegen § 10 Absatz 2 Satz 2 Nummer 9, § 14 Absatz 1 Nummer 6 oder § 

20 Absatz 5 Satz 2 Nummer 5 weder einen Nachweis eines tagesaktuellen ne-

gativen COVID-19-Schnelltests, eine Impfdokumentation noch einen Nachweis 

einer bestätigten Infektion im Sinne des § 4a vorlegen.“. 

 

5. § 10 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 2 Satz 2 Nummer 9 werden nach dem Wort „COVID-19-Schnelltests“ 

die Wörter „, einer Impfdokumentation oder eines Nachweises einer bestätigten 

Infektion“ eingefügt. 

 

b) In Absatz 3 Nummer 2 werden nach dem Wort „Prüfungen“ die Wörter „; der 

Veranstalter kann die Teilnahme in Präsenz insbesondere von dem Nachweis 

eines tagesaktuellen negativen COVID-19-Schnelltests, einer Impfdokumenta-

tion oder eines Nachweises einer bestätigten Infektion im Sinne des § 4a abhän-

gig machen,“ eingefügt. 

 

6. § 13 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 1 Nummer 11 wird die Angabe „3“ durch die Angabe „5“ ersetzt. 

 

b) In Absatz 3 wird dem Wortlaut von Satz 3 folgender Satz vorangestellt: 

 

„Das Rektorat oder die Akademieleitung kann die Teilnahme in Präsenz insbe-

sondere von dem Nachweis eines tagesaktuellen negativen COVID-19-Schnell-

tests, einer Impfdokumentation oder eines Nachweises einer bestätigten Infek-

tion im Sinne des § 4a abhängig machen.“. 

 

7. In § 14 Absatz 1 Nummer 6 werden nach dem Wort „COVID-19-Schnelltests“ die 

Wörter „, einer Impfdokumentation oder eines Nachweises einer bestätigten Infektion“ 

eingefügt. 

 

8. § 14a wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 



aa) Nach der Angabe „§ 4a“ wird jeweils die Angabe „Absatz 1“ eingefügt. 

 

bb) Dem Wortlaut von Satz 3 wird folgender Satz vorangestellt: 

 

„Von der Testpflicht der Sätze 1 und 2 ausgenommen sind geimpfte und 

genesene Personen im Sinne des § 4a Absätze 2 und 3.“. 

 

cc) Nach dem Wort „Testungen“ werden die Wörter „, die Impfdokumentation 

oder der Nachweis der bestätigten Infektion“ eingefügt. 

 

b) In Absatz 4 Satz 3 werden das Wort „nicht“ durch das Wort „weder“ ersetzt und 

nach dem Wort „haben“ die Wörter „, noch die Impfdokumentation oder den 

Nachweis der bestätigten Infektion vorlegen“ eingefügt. 

 

9. § 14b wird wie folgt gefasst: 

 

„§ 14b 

Betrieb der Schulen, Kindertageseinrichtungen sowie Kindertagespflege 

 

(1) Der Unterrichtsbetrieb an den öffentlichen Schulen, den Grundschulförderklassen, 

den Schulkindergärten und den entsprechenden Einrichtungen in freier Trägerschaft 

sowie der Betrieb von Betreuungsangeboten der verlässlichen Grundschule, der fle-

xiblen Nachmittagsbetreuung sowie der Horte an der Schule findet nach Maßgabe 

der Absätze 2 bis 14 statt. Die Durchführung außerunterrichtlicher und anderer schuli-

scher Veranstaltungen an den öffentlichen Schulen und den entsprechenden Einrich-

tungen in freier Trägerschaft ist untersagt. Die Tätigkeit außerschulischer Partner in 

der Schule ist nur insoweit zulässig, als die Tätigkeit Teil des zulässigen Schulbe-

triebs ist. 

(2) Der fachpraktische Sportunterricht in Präsenz ist, auch soweit der Unterrichtsbe-

trieb nach den Absätzen 3 bis 14 zulässig ist, untersagt. Abweichend hiervon ist fach-

praktischer Sportunterricht in Präsenz zur Prüfungsvorbereitung einschließlich der 

fachpraktischen Leistungsfeststellungen für die Schülerinnen und Schüler, die Sport 

als Prüfungsfach gewählt haben, mit der Maßgabe zulässig, dass ein Mindestabstand 

von 1,5 Metern durchgängig eingehalten wird. Betätigungen, bei denen der Mindest-

abstand nicht eingehalten werden kann, sind untersagt. Es ist gestattet, mit einem 



Mund-Nasen-Schutz nach § 3 Absatz 1 Sicherheits- oder Hilfestellung zu leisten. 

(3) Der Unterricht findet unter Berücksichtigung der zur Verfügung stehenden Testan-

gebote im Wechsel zwischen Präsenz- und Fernunterricht statt, sofern und soweit 

dies zur Wahrung des Mindestabstands erforderlich ist. Dies gilt nicht für  

1. die Schulen am Heim an nach § 28 Kinder- und Jugendhilfegesetz für Baden-

Württemberg anerkannten Heimen für Minderjährige, soweit die Schülerinnen 

und Schüler ganzjährig das Heim besuchen, sowie Sonderpädagogische Bil-

dungs- und Beratungszentren mit Internat, die ganzjährig geöffnet sind, 

2. die Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren mit den Förder-

schwerpunkten geistige Entwicklung, körperliche und motorische Entwicklung 

sowie Sonderpädagogische Bildungs- und Beratungszentren mit anderen För-

derschwerpunkten mit diesen Bildungsgängen, 

3. die Schulkindergärten, 

4. Einrichtungen nach § 14 Absatz 1 Nummer 3 und entsprechende Bildungsgänge 

an beruflichen Schulen in der Ressortzuständigkeit des Kultusministeriums; dies 

gilt für Klassen, die nicht Abschlussklassen sind, nur, soweit der Unterrichtsbe-

trieb nicht im Rahmen eines Wechselunterrichts durchgeführt werden kann und 

er unaufschiebbar ist. 

Der Betrieb an den Einrichtungen Nummern 1 bis 4 kann auch durchgängig in der 

Präsenz stattfinden; § 2 Absatz 2 findet keine Anwendung. Über den Umfang und die 

Dauer der Präsenzphasen entscheidet die Schulleitung. In den letzten beiden Wo-

chen vor den Zwischen- und Abschlussprüfungen kann der Unterricht abweichend 

von den Sätzen 1 bis 3 nach Entscheidung der Schulleitung auch durchgängig als 

Fernunterricht durchgeführt werden. 

(4) Soweit Schülerinnen und Schüler in der Präsenz unterrichtet werden, sind für sie 

1. der Betrieb von Betreuungsangeboten der verlässlichen Grundschule, der flexib-

len Nachmittagsbetreuung, der Horte an der Schule und der Ganztagsbetrieb 

sowie 

2. Spaziergänge und Ausflüge in die Natur in der Klassenzusammensetzung 



zulässig. 

(5) Für Schülerinnen und Schüler, 

1. die durch den Fernunterricht nicht erreicht werden oder 

2. für die aus anderen Gründen nach Einschätzung der Klassenkonferenz und Zu-

stimmung der Schulleitung ein besonderer Bedarf besteht, 

werden im Rahmen der vorhandenen Ressourcen über die Vorgaben des Absatzes 3 

hinausgehende Präsenzlernangebote eingerichtet. Dies gilt entsprechend für fach-

praktische Unterrichtsinhalte an beruflichen Schulen, die im Fernunterricht nicht ver-

mittelt werden können. 

(6) Sofern und soweit Präsenzunterricht stattfindet, erklären die Erziehungsberechtig-

ten oder die volljährigen Schülerinnen und Schüler gegenüber der Schule, ob sie die 

Schulpflicht im Fernunterricht an Stelle des Präsenzunterrichts erfüllen möchten. Die 

Pflicht zur Teilnahme an schriftlichen Leistungsfeststellungen in der Präsenz kann 

auch bei einer Entscheidung gegen den Präsenzunterricht von der unterrichtenden 

Lehrkraft festgelegt werden. Wird keine Entscheidung getroffen, an Stelle des Prä-

senzunterrichts am Fernunterricht teilzunehmen, bestimmt sich die Verpflichtung zur 

Teilnahme am Präsenzunterricht nach den Regeln der Schulbesuchsverordnung. Die 

Entscheidung kann zum Ende des Schulhalb- oder Schuljahres sowie bei einer we-

sentlichen Änderung der Verhältnisse, beispielsweise des Pandemiegeschehens, mit 

Wirkung für die Zukunft geändert werden.  

(7) Soweit kein Präsenzunterricht stattfindet, tritt an dessen Stelle der Fernunterricht.  

(8) Für die teilnahmeberechtigten Schülerinnen und Schüler der Grundschulen, der 

Grundschulförderklassen, der Klassenstufen 5 bis 7 der auf der Grundschule aufbau-

enden Schulen, der Schulkindergärten sowie aller Klassenstufen der Sonderpädago-

gischen Bildungs- und Beratungszentren wird eine Notbetreuung eingerichtet, sofern 

und soweit sie noch nicht wieder am Präsenzbetrieb teilnehmen können. Berechtigt 

zur Teilnahme sind Schülerinnen und Schüler, 

1. deren Teilnahme an der Notbetreuung zur Gewährleistung des Kindeswohls er-

forderlich ist, 



2. deren Erziehungsberechtigte beide in ihrer beruflichen Tätigkeit unabkömmlich 

sind oder ein Studium absolvieren oder eine Schule besuchen, sofern sie die 

Abschlussprüfung im Jahr 2021 anstreben, und hierdurch an der Betreuung ge-

hindert sind, oder 

3. die aus sonstigen schwerwiegenden Gründen auf eine Notbetreuung angewie-

sen sind.  

Satz 2 Nummer 2 gilt auch, wenn eine Person alleinerziehend ist und sie die übrigen 

Voraussetzungen des Satzes 2 Nummer 2 erfüllt. Alleinerziehenden gleichgestellt 

sind Erziehungsberechtigte dann, wenn die oder der weitere Erziehungsberechtigte 

aus zwingenden Gründen, zum Beispiel wegen einer schweren Erkrankung, an der 

Betreuung gehindert ist. Die Notbetreuung erstreckt sich in der Regel auf den Zeit-

raum des Betriebs der Einrichtungen, den sie ersetzt. Sie findet in der jeweiligen Ein-

richtung, die die Schülerin oder der Schüler bisher besucht hat, durch deren Personal 

und in möglichst kleinen und konstant zusammengesetzten Gruppen statt. Ausnah-

men hiervon sind nur in besonders zu begründenden Fällen zulässig. 

(9) Der Betrieb der Schulmensen und der gemeinsame Verzehr von Speisen durch 

Schülerinnen und Schüler sowie durch das an der Schule tätige Personal sind im 

Rahmen des Unterrichtsbetriebs in der Präsenz und der Notbetreuung in möglichst 

konstanten Gruppen unter Wahrung des Abstandsgebots von mindestens 1,5 Metern 

zwischen den Personen zulässig. Die Tische sind beim Schichtbetrieb zwischen den 

Schichten zu reinigen.  

(10) Für die Einrichtungen nach Absatz 1 einschließlich der dort eingerichteten Not-

betreuung gemäß Absatz 8 besteht ein Zutritts- und Teilnahmeverbot für Schülerin-

nen und Schüler, für Kinder, Lehrkräfte sowie sonstige Personen,  

1. die in Kontakt zu einer mit dem Coronavirus infizierten Person stehen oder stan-

den, wenn seit dem letzten Kontakt noch nicht 14 Tage vergangen sind, soweit 

die zuständige Behörde nichts anderes anordnet, 

2. die sich innerhalb der vorausgegangenen zehn Tage in einem Gebiet aufgehal-

ten haben, das durch das Robert Koch-Institut im Zeitpunkt des Aufenthalts als 

Risikogebiet ausgewiesen war; dies gilt auch, wenn das Gebiet innerhalb von 

zehn Tagen nach der Rückkehr neu als Risikogebiet eingestuft wird, oder 



3. die sich nach einem positiven Selbsttest nach § 4a Absatz 3 Corona-Verord-

nung Absonderung einem PCR-Test zu unterziehen haben oder 

4. die typische Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus, namentlich Fieber, 

trockener Husten, Störung des Geschmacks- oder Geruchssinns, aufweisen.  

Ein Zutritts- und Teilnahmeverbot nach Satz 1 besteht nicht, sofern nach den Bestim-

mungen der Corona-Verordnung Absonderung oder der Corona-Verordnung Ein-

reise-Quarantäne eine Pflicht zur Absonderung nicht oder nicht mehr besteht. 

(11) Die öffentlichen Schulen, die Grundschulförderklassen, die Schulkindergärten 

sowie die entsprechenden Einrichtungen in freier Trägerschaft haben den im Präsen-

zunterricht einbezogenen Schülerinnen und Schülern sowie dem an den Einrichtun-

gen in der Präsenz tätigen Personal in jeder Schulwoche zwei COVID-19-Schnell-

tests auf das Coronavirus im Sinne des § 4a Absatz 1 anzubieten, bei einer Anwe-

senheit von maximal drei Tagen in Folge pro Schulwoche mindestens einen Test; 

hiervon ausgenommen sind geimpfte und genesene Personen im Sinne des § 4a Ab-

sätze 2 und 3. Den Zeitpunkt und die Organisation der Testung bestimmt die Schullei-

tung. 

(12) Für Personen, die weder einen Nachweis über eine negative Testung auf das 

Coronavirus erbringen, noch eine Impfdokumentation oder einen Nachweis über eine 

bestätigte Infektion im Sinne des § 4a vorlegen, besteht ein Zutritts- und Teilnahme-

verbot für die Einrichtungen nach Absatz 1 einschließlich der dort eingerichteten Not-

betreuung gemäß Absatz 8. In diesen Fällen ist Fernunterricht vorzusehen. Der 

Nachweis der Testung kann erbracht werden durch  

1. die Teilnahme an der Testung nach Absatz 11; dies gilt auch, sofern an der 

Schule die Testung nicht vor oder unmittelbar nach dem Betreten des Schulge-

ländes, sondern zu einem späteren Zeitpunkt am Schultag durchgeführt wird, 

oder 

2. den Nachweis einer Testung mit negativem Ergebnis, der geführt werden kann 

durch 

a) die Bescheinigung eines COVID-19-Schnelltests im Sinne des § 4a Absatz 

1, oder 



b) die Eigenbescheinigung der Erziehungsberechtigten nach ordnungsgemäß 

durchgeführtem COVID-19-Schnelltest auf dem durch das Kultusministe-

rium vorgegebenen Musterformular für Schülerinnen und Schüler der 

Grundschulen, der Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren 

mit den Förderschwerpunkten geistige Entwicklung, körperliche und moto-

rische Entwicklung, Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszen-

tren mit anderen Förderschwerpunkten mit diesen Bildungsgängen, sowie 

Kinder der Grundschulförderklassen und der Schulkindergärten, 

dessen Vorlage durch die Schülerinnen und Schüler spätestens am Tag einer 

nach Absatz 11 angebotenen Testung, durch Lehrkräfte und sonstige Personen 

zu einem von der Schulleitung festzulegenden Zeitpunkt erfolgt und deren zu-

grundeliegende Testung nicht mehr als 48 Stunden zurückliegen darf. Die Mög-

lichkeit zur Eigenbescheinigung nach Satz 3 Nummer 2 Buchstabe b gilt für das 

an den Einrichtungen nach den Absätzen 11 und 15 tätige Personal sowie voll-

jährige Schülerinnen und Schüler entsprechend. 

(13) Das Zutritts- und Teilnahmeverbot nach Absatz 12 besteht nicht  

1. für die Teilnahme an 

a) Zwischen- und Abschlussprüfungen oder  

b) für die Notengebung erforderlichen schulischen Leistungsfeststellungen, 

soweit diese für die Erfüllung der Mindestanzahl der Leistungsfeststellun-

gen zwingend erforderlich sind,  

bei durchgängiger Wahrung eines Mindestabstands von 1,5 Metern sowie bei 

räumlicher Trennung von den Mitschülerinnen und Mitschülern, die den Nach-

weis nach Absatz 12 Satz 2 erbracht haben,  

2. für Schülerinnen und Schüler, an denen ein COVID-19-Schnelltest auf das 

Coronavirus im Sinne des § 4a Absatz 1 aufgrund einer Behinderung nicht 

durchgeführt werden kann, sofern die vorliegende Behinderung und die Un-

durchführbarkeit durch eine ärztliche Bescheinigung glaubhaft gemacht werden, 

3. für geimpfte Personen im Sinne des § 4a Absatz 2,  



4. für genesene Personen im Sinne des § 4a Absatz 3,  

5. für das kurzfristige Betreten des Schulgeländes, soweit dieses für die Wahrneh-

mung des Personensorgerechts oder für die Teilnahme am Fernunterricht zwin-

gend erforderlich ist, 

6. für das kurzfristige Betreten, das für den Betrieb der Schule erforderlich ist, zum 

Beispiel durch Dienstleister, oder soweit der Zutritt außerhalb der Betriebszei-

ten, zum Beispiel durch das Reinigungspersonal, erfolgt. 

(14) Hat das zuständige Gesundheitsamt in einem Land- oder Stadtkreis eine seit 

drei Tagen in Folge bestehende Sieben-Tages-Inzidenz von mehr als 200 Neuinfekti-

onen mit dem Coronavirus je 100.000 Einwohner festgestellt und ortsüblich bekannt 

gemacht, ist Präsenzunterricht mit Ausnahme des Unterrichts an den in Absatz 3 

Satz 2 genannten Einrichtungen sowie der Präsenzlernangebote nach Absatz 5 un-

tersagt. Die Untersagung gilt nicht für  

1. den Präsenzunterricht der Schülerinnen und Schüler der Klassenstufen 9 und 

10 der Hauptschule, Werkrealschule, Realschule und Gemeinschaftsschule, die 

im Schuljahr 2020/21 die Abschlussprüfung ablegen, 

2. den Präsenzunterricht der Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 1 und 

2 des allgemein bildenden Gymnasiums, des beruflichen Gymnasiums und der 

Gemeinschaftsschule, 

3. den Präsenzunterricht der Schülerinnen und Schüler der Sonderpädagogischen 

Bildungs- und Beratungszentren, die einen der unter Nummer 1 und 2 genann-

ten Bildungsgänge in den entsprechenden Klassenstufen besuchen, 

4. den Präsenzunterricht der Schülerinnen und Schüler der Klassenstufen 9 der 

Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren Lernen, der Sonderpä-

dagogischen Bildungs- und Beratungszentren anderer Förderschwerpunkte mit 

dem Bildungsgang Lernen sowie der Klassenstufen 9 und 10 in zieldifferenten 

inklusiven Bildungsangeboten, die sich auf ein nahtlos anschließendes Bil-

dungsangebot vorbereiten, 



5. den Präsenzunterricht der Schülerinnen und Schüler der beruflichen Schulen, 

die im Schuljahr 2020/21 eine Abschlussprüfung ablegen, die zu einem Berufs-

abschluss oder einem allgemeinen Abschluss führt, 

6. die Durchführung schriftlicher und praktischer Leistungsfeststellungen, soweit 

diese für die Erfüllung der Mindestanzahl der Leistungsfeststellungen zwingend 

erforderlich sind, 

7. die Durchführung von Zwischen- und Abschlussprüfungen. 

Absatz 8 gilt entsprechend. Satz 1 gilt ab dem auf die Bekanntmachung folgenden 

Tag nicht mehr, wenn das zuständige Gesundheitsamt in einem Land- oder Stadt-

kreis ein seit fünf Tagen in Folge bestehendes Unterschreiten der Sieben-Tage-Inzi-

denz von 200 Neuinfektionen mit dem Coronavirus je 100.000 Einwohner festgestellt 

und ortsüblich bekannt gemacht hat. § 20 Absatz 5 Sätze 1 und 3 und Absatz 8 gel-

ten entsprechend. 

(15) Für Kindertageseinrichtungen, erlaubnispflichtige Kindertagespflege, Grund-

schulförderklassen, Schulkindergärten sowie Betreuungsangebote der verlässlichen 

Grundschule, der flexiblen Nachmittagsbetreuung sowie der Horte und Horte an der 

Schule ist Absatz 14 mit Ausnahme von Satz 2 entsprechend anzuwenden.“. 

 

10. § 14c wird wie folgt geändert: 

 

a) Nach der Angabe „§ 4a“ wird jeweils die Angabe „Absatz 1“ eingefügt. 

 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „unterziehen“ die Wörter „; für geimpfte 

und genesene Personen im Sinne des § 4a Absätze 2 und 3 kann die 

Testfrequenz auf einmal pro Woche reduziert werden“ eingefügt. 

 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „unterziehen“ die Wörter „; Satz 1 Halb-

satz 2 gilt entsprechend“ eingefügt. 

 

cc) In Satz 3 werden nach dem Wort „Testergebnis“ die Wörter „, die Impfdo-

kumentation oder der Nachweis der bestätigten Infektion“ eingefügt. 



 

11. § 15 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

 

a) Vor der Angabe „§§ 14b“ wird das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt. 

 

b) Nach der Angabe „§§ 14b“ wird das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt. 

 

c) Nach der Angabe „14c“ werden die Wörter „und § 20 Absätze 6 und 7“ einge-

fügt. 

 

12. In § 16 Absatz 3 Nummer 6 werden nach dem Wort „Jugendsozialarbeit“ die Wörter 

„gemäß §§ 11 und 13 SGB VIII, der Förderung der Erziehung in der Familie gemäß § 

16 SGB VIII und der Frühen Hilfen“ eingefügt. 

 

13. § 19 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Nummer 1 werden nach dem Wort „Personen“ die Wörter „, außer an Einrich-

tungen im Sinne des § 16 Absatz 1 Nummer 1,“ eingefügt. 

 

b) In Nummer 4 werden nach den Wörtern „§ 20 Absatz 4 Satz 2“ die Wörter „oder 

§ 20 Absatz 5 Satz 2 Nummer 1“ eingefügt. 

 

c) In Nummer 11 werden die Wörter „Nummern 1 bis 3 oder 7“ durch die Wörter 

„Nummern 2, 3 oder 7 oder § 20 Absatz 6,“ ersetzt. 

 

d) In den Nummern 16 und 17 wird nach der Angabe „§ 4a“ jeweils die Angabe 

„Absatz 1“ eingefügt. 

 

e) In Nummer 18 wird die Angabe „6“ durch die Angabe „7“ ersetzt. 

 

f) In Nummer 19 wird die Angabe „8“ durch die Angabe „9“ ersetzt. 

 

14. § 20 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 3 Satz 2 Nummer 3 wird das Komma am Ende durch einen Punkt er-

setzt. 



 

b) In den Absätzen 3 und 4 jeweils Sätze 2 und 3 wird die Angabe „Absatz 7“ je-

weils durch die Angabe „Absatz 8“ ersetzt. 

 

c) Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

 

„Ab dem Inkrafttreten nach Absatz 8 gehen die Nummern 1 bis 7 den entspre-

chenden Regelungen dieser Verordnung vor: 

 

1. abweichend von § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 sind Ansammlungen, pri-

vate Zusammenkünfte und private Veranstaltungen nur gestattet, wenn an 

ihnen höchstens die Angehörigen eines Haushalts und eine weitere Per-

son einschließlich der zu ihrem Haushalt gehörenden Kinder bis ein-

schließlich 14 Jahre teilnehmen; Ansammlungen, private Zusammenkünfte 

und private Veranstaltungen, die ausschließlich in Wahrnehmung eines 

Sorge- oder Umgangsrechts stattfinden, bleiben unberührt, 

 

2. abweichend von § 13 Absatz 1 Nummern 1, 2 und 7 ist der Betrieb von 

Wettannahmestellen, Museen, Galerien, zoologischen und botanischen 

Gärten sowie Gedenkstätten für den Publikumsverkehr insgesamt unter-

sagt, 

 

3. abweichend von § 13 Absatz 1 Nummer 8 ist der Betrieb von Sportanlagen 

nur zulässig für Sport in Form der Ausübung von Individual- und Mann-

schaftssportarten im Rahmen des Wettkampf- und Trainingsbetriebs des 

Spitzen- und Profisports sowie von kontaktloser Ausübung von Individual-

sportarten, die allein, zu zweit oder mit den Angehörigen des eigenen 

Haushalts ausgeübt werden; auf weitläufigen Außenanlagen dürfen meh-

rere Gruppen nach Maßgabe von Nummer 1 den Sport ausüben, wenn ein 

Kontakt zwischen den jeweiligen Gruppen ausgeschlossen ist, 

  

4. der Betrieb von Betrieben zur Erbringung körpernaher Dienstleistungen 

wie Kosmetik-, Nagel-, Massage-, Tattoo- und Piercingstudios sowie von 

kosmetischen Fußpflegeeinrichtungen und ähnlichen Einrichtungen, mit 

Ausnahme von medizinisch notwendigen Behandlungen, insbesondere 



Physio- und Ergotherapie, Logopädie, Podologie und Fußpflege, ist für den 

Publikumsverkehr untersagt, 

 

5. der Betrieb von Friseurbetrieben und Barbershops ist für den Publikums-

verkehr unter der Maßgabe gestattet, dass zur Inanspruchnahme der 

Dienstleistung die Vorlage eines Nachweises eines tagesaktuellen negati-

ven COVID-19-Schnelltests, einer Impf-dokumentation oder eines Nach-

weises einer bestätigten Infektion im Sinne des § 4a erforderlich ist, 

 

6. der Betrieb von Sonnenstudios ist für den Publikumsverkehr untersagt, 

 

7. abweichend von § 13 Absatz 1 Nummer 4 ist der Betrieb von Musik-, 

Kunst- und Jugendkunstschulen nur im Rahmen des Onlineunterrichts zu-

lässig.“. 

 

d) In Absatz 5 Satz 3 wird die Angabe „7“ durch die Angabe „8“ ersetzt. 

 

e) Dem Wortlaut von Absatz 6 wird folgender neuer Absatz 6 vorangestellt: 

 

„(6) Im Falle von Absatz 5 Satz 1 ist abweichend von § 13a Absatz 1 die Öff-

nung von Einzelhandelsbetrieben, Ladengeschäften und Märkten, mit Aus-

nahme von Abholangeboten und Lieferdiensten einschließlich solcher des On-

line-Handels, untersagt. Dies gilt nicht für die in § 13a Absatz 2 Satz 1 genann-

ten Betriebe, mit Ausnahme von Bau- und Raiffeisenmärkten. Abweichend von § 

13a Absatz 2 Satz 2 ist für die ersten 800 Quadratmeter der Verkaufsfläche eine 

Begrenzung auf höchstens eine Kundin oder einen Kunden pro angefangene 20 

Quadratmeter Verkaufsfläche und auf der 800 Quadratmeter übersteigenden 

Verkaufsfläche auf höchstens eine Kundin oder einen Kunden pro angefangene 

40 Quadratmeter Verkaufsfläche maßgeblich.“. 

f) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7 und Satz 1 wie folgt gefasst: 

„Im Falle von Absatz 5 Satz 1 ist der Aufenthalt außerhalb der Wohnung oder 

sonstigen Unterkunft ab dem Inkrafttreten nach Absatz 8 in der Zeit von 21 Uhr 

bis 5 Uhr des Folgetags nur bei Vorliegen folgender triftiger Gründe gestattet: 



1. Abwendung einer Gefahr für Leib, Leben oder Eigentum, insbesondere ei-

nes medizinischen oder veterinärmedizinischen Notfalls oder anderer me-

dizinisch unaufschiebbarer Behandlungen, 

 

2. Besuch von Veranstaltungen im Sinne des § 10 Absatz 5, 

 

3. Versammlungen im Sinne des § 11, 

 

4. Veranstaltungen im Sinne des § 12 Absätze 1 und 2, 

 

5. Ausübung beruflicher und dienstlicher Tätigkeiten, einschließlich der un-

aufschiebbaren beruflichen, dienstlichen oder akademischen Ausbildung 

sowie der Teilnahme ehrenamtlich tätiger Personen an Übungen und Eins-

ätzen von Feuerwehr, Katastrophenschutz und Rettungsdienst, sowie der 

Ausübung des Dienstes oder des Mandats, der Berichterstattung durch 

Vertreterinnen und Vertreter von Presse, Rundfunk, Film und anderer Me-

dien, 

 

6. Wahrnehmung des Sorge- oder Umgangsrechts, 

 

7. unaufschiebbare Betreuung von unterstützungsbedürftigen Personen und 

Minderjährigen oder die Begleitung Sterbender, 

  

8. Versorgung von Tieren und 

 

9. ähnlich gewichtige und unabweisbare Gründe.“. 

 

g) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8 und wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „6“ durch die Angabe „7“ ersetzt. 

 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

 

h) Die bisherigen Absätze 8 und 9 werden die Absätze 9 und 10. 

 

15. § 21 wird wie folgt geändert: 



 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „(notverkündet gemäß § 4 des Verkün-

dungsgesetzes und im Internet abrufbar unter https://www.baden-württem-

berg.de/de/service/aktuelle-infos-zu-corona/aktuelle-corona-verordnung-des- 

landes-baden-wuerttemberg/)“ durch die Angabe „(GBl. S. 298)“ ersetzt. 

 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „18. April“ durch die Angabe „16. Mai“ er-

setzt. 

 

 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 19. April 2021 in Kraft. 
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